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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Uwe Jens, Gerd Andres, Hans Berger, Hans Gottfried 
Bernrath, Lieseiott Blunck (Uetersen), Arne Börnsen (Ritterhude), Dr. Ulrich Böhme 
(Unna), Hans Büttner (Ingolstadt), Ursula Burchardt, Hans Martin Bury, Freimut 
Duve, Norbert Formanski, Konrad Gilges, Dr. Ingomar Hauchler, Günther Heyenn, 
Lothar Ibrügger, Renate Jäger, Volker Jung (Düsseldorf), Regina Kolbe, Walter 
Kolbow, Horst Kubatschka, Dr. Klaus Kübier, Dr. Uwe Küster, Dr. Elke Leonhard- 
Schmid, Dieter Maaß (Herne), Ulrike Mäscher, Herbert Meißner, Christian Müller 
(Zittau), Manfred Opel, Adolf Ostertag, Albert Pfuhl, Joachim Poß, Manfred Reimann, 
Renate Rennebach, Otto Reschke, Peter W. Reuschenbach, Siegfried Scheffler, Otto 
Schily, Renate Schmidt (Nürnberg), Ottmar Schreiner, Ernst Schwanhold, Dr. Sigrid 
Skarpelis-Sperk, Dr. Dietrich Sperling, Peter Struck, Wolfgang Thierse, 
Hans-Eberhard Urbaniak, Barbara Weiler, Verena Wohlleben, Hans-Ulrich Klose 
und der Fraktion der SPD 


Für eine neue Wirtschaftspolitik 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die einseitige angebotsorientierte Wirtschaftspolitik, die von 
der liberalkonservativen Bundesregierung seit 1982 betrieben 
wird, ist gescheitert. Die Verschuldung des Bundes hat sich in 
der Zeit von 1982 in Höhe von 390 Mrd. DM auf über 1 500 Mrd. 
DM in 1994 fast vervierfacht. Die Zahl der Arbeitslosen hatte im 
Juni 1982 mit einer Arbeitslosenquote von 5,6 vom Hundert 
ihren Tiefstand erreicht und ist unter lib erah konservativer 
Regierungsverantwortung auf die Rekordhöhe von 9,1 vom 
Hundert in den alten Bundesländern gestiegen. In Ostdeutsch- 
land hat sie den alarmierenden Stand von 16,2 vom Hundert 
erreicht. Die Verteilung des Volkseinkommens hat sich mit 
einer Lohnquote von jetzt 66 vom Hundert einseitig zugunsten 
der Unternehmen verändert, und dennoch leidet unsere Wirt- 
schaft an einer geringeren Investitions- und Innovationstätig- 
keit. Die Bundesregierung glaubt, die Innovationsdynamik der 
deutschen Wirtschaft durch Sozialabbau und Lohnsenkungen 
wieder herstellen zu können. Dies ist ein Irrweg. Die vorherr- 
schende monetaristische Ideologie muß überwunden werden. 
An den wichtigen sozialen Errungenschaften in unserer Gesell- 
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Schaft muß festgehalten werden. Auch Lohnsenkungen werden 
keinesfalls zu der erforderlichen Steigerung der Innovationstä- 
tigkeit führen. Die Regierung praktiziert eine rückwärtsge- 
wandte Strategie. Notwendig sind dagegen Anstrengungen, 
insbesondere der Bundespolitik, zur Erzielung eines nachhalti- 
gen Wirtschaftswachstums. Die Politik muß darauf gerichtet 
sein, die Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit durch Förde- 
rung von Investitionen und Innovationen zu steigern. 

2. Dabei kann es in Einzelfällen auch Deregulierungen und Priva- 
tisierungen geben, um Verkrustungen aufzubrechen, die in 
einer saturierten Gesellschaft den dynamischen Strukturwan- 
del behindern. Um es deutlicher zu sagen: es wird dabei nicht 
primär um die Beseitigung von Verbraucher- und Umwelt- 
schutzbestimmungen gehen, von denen die breiten Schichten 
der Bevölkerung begünstigt werden. Es geht vielmehr um die 
Beseitigung eines lähmenden Einflusses der Großbanken auf 
die deutsche Wirtschaft, um den Abbau von sogenannten Über- 
kreuzverflechtungen zwischen Großunternehmen und um die 
Förderung des Wettbewerbs und der Wettbewerbsfähigkeit, 
insbesondere der von kleinen und mittleren Unternehmen. 
Wer, wie diese Bundesregierung den Eindruck erweckt, durch 
z. B. Privatisierung der Sparkassen oder durch Abschaffung des 
Ladenschluß- und Rabattgesetzes die Probleme unserer Wirt- 
schaft zu überwinden, lenkt von den eigentlichen Problemen 
ab und hat kein Rezept zur Schaffung von wettbewerbsfähigen 
Arbeitsplätzen. 

3. Der Beschäftigungsabbau in den Schlüsselindustrien ist ein 
Anzeichen für erhebliche strukturelle Probleme. Sie bestehen 
nicht nur darin, daß in den vergangenen Jahren das erforderli- 
che Kostenbewußtsein gefehlt hat. Sorge besteht, daß in den 
für Deutschland lebenswichtigen Bereichen wie Bildung, Aus- 
bildung, Forschung und Entwicklung, Markteinführung neuer 
Produkte und Produktionsverfahren, Organisationen und 
Dienstleistungen sowie bei der Erschließung neuer Wachs- 
tumsmärkte der schon eingetretene Rückstand zu einer dauer- 
haften Wettbewerbsschwäche und damit zu hoher Dauerar- 
beitslosigkeit führt. 

4. Diese jahrelangen Versäumnisse, verschärft durch die zusätzli- 
chen Belastungen als Folge schwerer wirtschaftspolitischer 
Fehler bei der wirtschaftlichen Integration Ostdeutschlands 
und die Kompetenzschwächen der Wirtschaftspolitik, stellen 
weitere ernstzunehmende Risiken für die Zukunft dar. Illusio- 
nen über die notwendigen Aufwendungen und den Zeitbedarf 
für die wirtschaftliche Vereinigung Deutschlands sowie die 
Finanzierung der konsumtiven Transfers nach Ostdeutschland 
über eine ausufernde Staatsverschuldung haben in einer Phase 
der allgemeinen Wachstumsschwäche die strukturellen Pro- 
bleme von Wirtschaft und Staat aufgedeckt. Auch eine Bele- 
bung der Weltkonjunktur wird diese strukturellen Schwächen 
nicht beseitigen. 
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Die Bundesregierung wird aufgefordert, die folgenden Maßnah- 
men zu ergreifen: 

1. Ein nationaler Beschäftigungspakt gegen Massenarbeitslosig- 
keit 

Die Wiederbelebung der Wirtschaft, die Überwindung ihrer 
Strukturschwächen und die Förderung zukunftsfähiger Inno- 
vationen in umweltschonende, energie- und rohstoff sparende 
Produkte und Produktionsverfahren erfordern einen natio- 
nalen Beschäftigungspakt von Staat, Arbeitnehmern, Arbeit- 
gebern und Bundesbank. Das bedeutet: 

— Wirtschafts-, Finanz- und Geldpolitik, die Tarifvertragspar- 
teien, die Arbeitsmarktpolitik und die Bundesländer müs- 
sen in einer gemeinschaftlichen Anstrengung alle verfüg- 
baren Mittel einsetzen, um den Beschäftigungsabbau zu 
beenden und neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

— Mit einer mittelfristigen Konsolidierungsstrategie der 
öffentlichen Haushalte werden die notwendigen Rahmen- 
bedingungen für eine Investitionsoffensive und für mehr 
Arbeitsplätze geschaffen. Damit eröffnet sich zugleich ein 
vergrößerter Handlungsspielraum für die Bundesbank zur 
Senkung der Zinsen. 

— Deutschland wird zum Vorreiter für eine europäische 
Beschäftigungs-, Wachstums- und Modernisierungspolitik, 
die den Zusammenhalt der Europäischen Union fördert und 
die schrittweise Einbindung Osteuropas erleichtert und be- 
schlermigt. 

2. Forschungspolitik muß Innovationspolitik sein 

Die Grundlagenforschung muß gestärkt und effizienter 
gemacht, der Technologietransfer von Forschungsstätten zur 
Wirtschaft muß verbessert, die Technologieförderung muß von 
Großprojekten auf anwendungsorientierte Zukunftsfelder 
umgestellt und in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft ein breiter 
Innovationsschub mit Hilfe eines gesamtstaatlichen Zukunfts- 
und Technologierates in Gang gesetzt werden. 

Die Politik der Bundesregierung leidet jedoch vor allem an 
einem fundamentalen Strategiedefizit. Notwendig ist dagegen 
eine strategisch orientierte Technologiepolitik, die sich als 
Innovationspolitik versteht. Hierbei geht es um die Förderung 
von: 

— technologischen Innovationen, um die Wettbewerbsfähig- 
keit und Arbeitsplätze für die Zukunft zu sichern; 

— sozialen Innovationen für unsere Gesellschaft und den so- 
zialverträglichen Einsatz neuer Technologien in den Unter- 
nehmen; 

— ökologischen Innovationen mit kreativen Lösungen für die 
ökologische Weiterentwicklung unserer Industriegesell- 
schaft. 
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Nur diejenigen Industrienationen werden im internationalen 
Wettbewerb auf Dauer eine führende Position behalten, die 
umweit- und gesundheitsverträglich, energie- und rohstoffef- 
fizient sowie verbraucherorientiert produzieren. 

3. Mehr Arbeit durch eine moderne Arbeitsmarktpolitik 

Durch eine moderne Arbeitsmarktpolitik muß die Trennung 
derjenigen, die über einen Arbeitsplatz verfügen, von denjeni- 
gen, die außerhalb des Arbeitsmarktes stehen, überwunden 
werden. Dazu brauchen wir vor allem ein neues Arbeits- und 
Strukturförderungsgesetz. Das bedeutet: 

— AB-Maßnahmen, Umschulung, Fort- und Weiterbildung 
werden erheblich erweitert. 

— Arbeitsmarktpolitik und Regionalpolitik werden zusam- 
mengeführt, um Strukturanpassungen zu erleichtern und 
neue zukunfts sichere Arbeitsplätze in den Regionen zu 
schaffen und zu unterstützen. 

— Das Defizit an Teilzeitarbeitsplätzen muß abgebaut wer- 
den. Zusätzliche Teilzeitarbeitsverhältnisse müssen sowohl 
im Bereich der öffentlichen Dienste und Verwaltungen 
durch entsprechende Stellenpläne als auch in der privaten 
Wirtschaft geschaffen werden. Über gesetzliche Regelun- 
gen ist sicherzustellen, daß Teilzeitbeschäftigte nicht 
benachteiligt werden, etwa bei der Beteiligung an sozialen 
Leistungen, der Teilnahme an Bildungsmaßnahmen und 
beim beruflichen Aufstieg. Im Einzelfall notwendige Über- 
stunden müssen durch Arbeitsbefreiung abgegolten wer- 
den. Zusätzliche Teilzeitarbeitsverhältnisse können durch 
Übernahme der Mehrkosten durch die öffentliche Hand 
gefördert werden. 

— Aus Mitteln der Arbeitsmarktpolitik wird schrittweise ein 
berufsbegleitendes Ausbildungs- und Qualifizierungssy- 
stem aufgebaut. 

— Darüber hinaus müssen durch sachgerechten Abbau von 
Marktschranken sowie gesetzlichen und administrativen 
Einschränkungen Anreize zur Schaffung von neuen 
Arbeitsplätzen im Dienstleistungsbereich und bei den 
freien Berufen gegeben und durch geeignete Maßnahmen 
die Wettbewerbsfähigkeit der Selbständigen in diesen 
Bereichen gestärkt werden. 

4. Ökologische Modernisierung im Dienste von Umwelt, Be- 
schäftigung und Verbraucher 

Ökologie und Ökonomie, Verbraucher- und Gesundheits- 
schutz müssen durch eine gezielte Politik zusammengeführt 
werden. Die ökologische Modernisierung der Wirtschaft dient 
der Umwelt, schafft zugleich zukunftsweisende Arbeitsplätze 
und muß zu einem positiven Standortfaktor gemacht werden. 
Die Märkte mit ökologischen, energie- und rohstoffsparenden 
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Erzeugnissen sind die Märkte der Zukunft. Wenn der Wettbe- 
werbsvorsprung der deutschen Wirtschaft in diesem Bereich 
gesichert und ausgebaut werden kann, werden Hunderttau- 
sende von hochqualifizierten Arbeitsplätzen geschaffen und 
gesichert. Das bedeutet: 

— Durch eine ökologische Steuerreform wird umweltbelasten- 
der Energie- und Materialverbrauch belastet und im 
Gegenzug werden die Bezieher kleiner und mittlerer Ein- 
kommen entlastet. 

— Die Förderung von Energieeinsparung und emeuerbaren 
Energien, Einsparung und Wiederverwertung von Materia- 
lien sowie der Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs wird in 
erheblichem Umfang neue Arbeitsplätze schaffen. 

— In der Arbeitsmarkt- und Regionalpolitik wird Maßnahmen 
zur ökologischen Modernisierung und zur Unterstützung 
neu entstehender Unternehmen und neuer Arbeitsplätze 
auf diesem Gebiet besondere Priorität eingeräumt. Beschäf- 
tigungsgesellschaften kommt dabei eine wichtige Brücken- 
funktion zu. 

— Innovativer Verbraucher- und Umweltschutz, vorsorgende 
Schadensvermeidung anstelle nachträglicher Schadensbe- 
hebung, der Einstieg in die Kreislaufwirtschaft für mehr 
Rohstoff- und Materialeffizienz sichern Konkurrenzfähig- 
keit und Arbeitsplätze. 

5. Eine Innovationsoffensive für Wachstum und Wettbewerbs- 
fähigkeit 

Die liberal-konservative Philosophie „Wirtschaften findet in 
der Wirtschaft statt" ist angesichts der Strukturdefizite und 
weltwirtschafthchen Herausforderungen für die deutsche 
Wirtschaft ein Irrweg. Notwendiger denn je ist eine aktive, 
zukunftsweisende Wirtschaftspolitik im Dialog mit der Wirt- 
schaft und den Gewerkschaften. In Zusammenarbeit von Staat 
und Wirtschaft müssen technologische Zukunftsfelder 
erschlossen, private und öffentliche Investitionen abgestimmt 
und verstärkt werden. Das bedeutet: 

Zeitlich befristete Investitionszulagen und/oder zinsverbil- 
hgte Kreditprogramme in ausgewählten Schlüsselberei- 
chen werden die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit auf 
breiter Basis gewährleisten. Sie schaffen neue Arbeitsplätze 
in langfristig gesamtwirtschaftlich wichtigen Bereichen wie 
Umweltschutz, Energieeinsparung, moderne Formen der 
Arbeitsorganisation, Verkehrswesen, Kommunikation und 
Materialwirtschaft. 

— Mit neuen Wegen der Kooperation von Staat und Wirtschaft 
werden die wirtschaftüche Zusammenarbeit mit den Län- 
dern Asiens, Lateinamerikas und des ehemaligen RGW 
ausgebaut und dem Handel der notwendige Schub gege- 
ben. Hier sind außerordenüiche Anstrengungen von Wirt- 
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Schaft und Bundesregierung, insbesondere eine Fortent- 
wicklung des Außenhandelsinstrumentariums, eine unver- 
zügliche Umsetzung der GATT-Beschlüsse, eine Stärkung 
der Auslandsinvestitionen, eine Verstärkung der Präsenz 
der deutschen Wirtschaft in diesen Regionen sowde eine 
wirksame staatliche Unterstützung insbesondere mittel- 
ständischer Unternehmen durch entsprechende deutsche 
Auslandsvertretungen erforderlich. 

— Bahn- und Postreform Stellen die Weichen für die Entwick- 
lung eines neuen Verkehrssystems mit Vorrang für die 
Schiene und für einen Anschluß Deutschlands an die inter- 
nationale Entwicklung der Kommunikationstechnik. Damit 
werden zugleich eine Vielzahl neuer Arbeitsplätze geschaf- 
fen, z. B. im Export, im Endgerätebereich und in Forschung 
und Entwdcklung. 

— Bildung und Wissenschaft sind für Deutschland lebensnot- 
wendig. Beide müssen offener, flexibler, menschengerech- 
ter und leistungsfähiger werden. Die dafür erforderlichen 
Investitionen sind auch in der Krise zu erhöhen. Das hohe 
Leistungsniveau der Grundlagenforschung wird ausgobaut. 

— Die Technologieförderung wird zu einer marktorientierten 
Innovationsförderung erweitert, die auch Markteinfüh- 
rungsmaßnahmen umfaßt. In Abstimmung mit der Industrie 
ist dabei die Förderung, soweit sinnvoll, auf Kreditpro- 
gramme und staatliche Risikobeteiligungen umzustellen. 
Es müssen die Rahmenbedingungen für ein innovations- 
freundliches Klima geschaffen werden. Damit entsteht ein 
Anreiz für die Wirtschaft, neue zukunftsorientierte Pro- 
dukte und Arbeitsplätze zu schaffen. 

6. Deutschland wirtschaftlich vereinen 

Die wirtschaftliche Einheit zu vollenden, heißt in erster Linie, 
den wirtschaftlichen Aufbau Ostdeutschlands voranzutreiben. 
Die von der Bundesregierung zu verantwortende Entindustria- 
lisierung in Ostdeutschland muß gestoppt und umgekehrt 
werden. Öffentliche Infrastrukturinvestitionen, private Investi- 
tionen, öffentliche Förderungen und die Arbeitsmarktpolitik 
müssen in integrierten Konzepten zusammengeführt werden. 
Ostdeutschland muß wieder eigenständige, regional verwur- 
zelte Unternehmen erhalten. Vermögen und Eigentumsrechte 
dürfen nicht überwiegend im Westen liegen. Das bedeutet: 

— Konzentration der Förderung auf wenige wirksame Instru- 
mente. 

— Bereitstellung von risikotragendem Eigenkapital und zins- 
günstigen Krediten, insbesondere zur Förderung von Neu- 
gründungen und ostdeutschen mittelständischen Unter- 
nehmen. 

— Absatzförderung für ostdeutsche Produkte durch Aufbau 
entsprechender Organisationen für den EU-Bereich, den 
Osthandel und die Zusammenarbeit mit Schwellenländern. 
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— Zügiger Ausbau der Verkehrs-, Kommunikations- und Ent- 
sorgungsinfrastruktur. 

— Zügige Verbesserung der Wohnverhältnisse. 

— Schwerpunktsetzung für den Ausbau der wissenschaftlich- 
technischen Infrastruktur. 

— Degressiv gestaltete Sanierung der Rest-Treuhandbetriebe. 
Entkoppelung von Sanierung und Privatisierung, 

7. Die Wohnungsnot beenden 

Wohnungsnot und Obdachlosigkeit sind unwürdige Zustände 
in einer Industrienation. Der Abbau des sozialen Wohnungs- 
baus durch die Bundesregierung hat zu einer noch nie dage- 
wesenen Wohnungsnot geführt. Wohnraumbedarf und Wohn- 
raumangebot klaffen immer weiter auseinander. Explodie- 
rende Mieten sind die Folge. Der soziale Wohnungsbau muß 
wieder die ihm gebührende gesellschaftliche, soziale und 
wirtschaftliche Funktion erhalten. Das bedeutet: 

— Der Fehlbestand von 2,5 bis 3 Millionen Wohnungen in 
Deutschland muß schleunigst abgebaut werden. Durch die 
effiziente Straffung der steuerlichen Förderung im frei- 
finanzierten Wohnungsbau wird finanzieller Raum geschaf- 
fen für eine Verstärkung und Verstetigung des sozialen 
Wohnungsbaus. Angemessene Einkommensgrenzen und 
eine stärkere einkommenbezogene Differenzierung der 
Förderung schaffen mehr Gerechtigkeit im sozialen Woh- 
nungsbau. 

— Die Ungerechtigkeiten der heutigen progressionsabhängi- 
gen steuerlichen Förderung des selbstgenutzten Wohn- 
eigentums sind zu beseitigen. Die Förderung wird auf einen 
einkommensabhängigen Direktabzug von der Steuerschuld 
aufkommensneutral umgestellt. 

— Die Städtebauförderung wird aus beschäftigungspoli- 
tischen, wohnungspolitischen und ökologischen Gründen 
verstärkt. Neue städtebauliche Verkehrs- und Energiekon- 
zepte mit Modellcharakter werden umgehend in Gang 
gesetzt werden, 

8. Innovationsorientierte Mittelstandsförderung 

Die mittelständischen Unternehmen in Handel, Handwerk, 
verarbeitendem Gewerbe und Dienstleistungen sind das 
gesunde Rückgrat für die Wirtschaftsentwicklung in Deutsch- 
land. Die von der liberal-konservativen Bundesregierung 
betriebene Begünstigung von Großunternehmen muß ersetzt 
werden durch den gezielten Einsatz der knappen Finanzmittel 
zur Stärkung dieser Säule der Volkswirtschaft. Das bedeutet: 

— Der Mittelstand stellt die meisten Arbeitsplätze und trägt 
die Hauptlast der Berufsausbildung. Seine Innovations- 
fähigkeit ist eine Grundvoraussetzung für die Überwindung 
der Rezession und den Aufbau der Wirtschaft in den neuen 
Ländern. 
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— Mittelständische Unternehmen brauchen besondere Unter- 
stützung, um in den neuen Wachstumsmärkten der Schwel- 
lenländer Fuß fassen zu können. Dazu sind besondere Bera- 
tungs- und Dienstleistungsstellen in diesen Ländern zu 
schaffen. 

— Zur Erneuerung der Industriestruktur sind Neugründungen 
von Technologieunternehmen besonders zu fördern. Junge 
Technologieunternehmen mit neuen Ideen und neuen 
wettbewerbsfähigen Produkten schaffen nicht nur neue 
Arbeitsplätze, sondern auch ein innovatives und wettbe- 
werbsstärkendes Klima. Die bestehenden staatlichen Pro- 
gramme für die Förderung technologieorientierter Unter- 
nehmensgründungen sollen deshalb für eine Übergangs- 
zeit ausgeweitet werden. Die Bereitstellung privaten Risi- 
kokapitals für junge Technologieunternehmen soll gegen- 
über anderen Beteiligungen gefördert werden. 

— Fehlendes Eigenkapital behindert heute das Wachstum vie- 
ler mittelständischer Unternehmen. Deshalb sind die 
Bereitstellung von Risikokapital und eigenkapitalähnlichen 
Darlehen zu fördern und auszudehnen. 

— Die Mitarbeiter sind von zentraler Bedeutung für die Wett- 
bewerbsfähigkeit mittelständischer Unternehmen. Deshalb 
ist die duale Ausbildung noch effizienter zu gestalten und 
die berufsbegleitende Qualifizierung bevorzugt im Bereich 
der mittelständischen Industrie zu fördern, 

9. Die staatlichen Verwaltungen leistungsfähiger organisieren 
Die internationalen Herausforderungen, der weltweite Wett- 
bewerb, der innovative Strukturwandel in Deutschland erfor- 
dern moderne öffentliche Verwaltungen, die sich als Dienstlei- 
stungsverwaltungen für Bürger und Unternehmer verstehen., 
Effizienz, sparsame Mittelverwendung und die Motivation der 
Mitarbeiter der öffentlichen Hand müssen Vorrang vor büro- 
kratischen Verwaltungsabläufen erhalten. Das bedeutet: 

— Mit modernen Formen der Arbeitsorganisation und moder- 
nen Bürotechniken läßt sich die Leistungsfähigkeit der 
öffentlichen Verwaltung stärken und die öffentliche Aufga- 
benerfüllung verbessern, ohne daß dazu das Dienstrecht in 
seinem Kernbestand geändert werden müßte. 

— Es sind leistungsgerechte und leistungsfördernde Personal- 
und Entlohnungsstrukturen, kundenorientierte Arbeitsfor- 
men und die Verbesserung des Kostenbewußtseins durch- 
zusetzen. 

— Staatliche Verwaltungsvollzüge lassen sich vereinfachen 
und beschleunigen. Modellhafte Planungs- und Genehmi- 
gungsverfahren sind vordringlich durchzuführen, ohne daß 
damit die Umwelt- und Sicherheitsstandards verkürzt 
werden. 

— Die Aufgaben der Bundesministerien ist auf Führungs- und 
Programmfunktionen zu konzentrieren und die Umsetzung 
ist dezentraler und problemorientierter zu gestalten. Wo 
dies sinnvoll und notwendig ist, werden Bundesressorts 
zusammengeführt. 
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10. Vertrauenswürdige Staatsfinanzen, stabiler Geldwert 

Zehn Jahre konservative Politik haben das Vertrauen in die 
Staatsfinanzen erschüttert. Die Finanzierung der Wiederver- 
einigung über eine explodierende Staatsverschuldung war ein 
schwerwiegender Fehler, der uns von ausländischem Kapital 
abhängig gemacht hat, den Außenwert der DM künstlich 
erhöht und damit viele Arbeitsplätze gekostet hat. Die überfäl- 
lige Kurskorrektur bedeutet: 

— Energische Konsolidierungsmaßnahmen sind zu ergreifen, 
um die Staatsfinanzen wieder in Ordnung zu bringen und 
die Handlungsfähigkeit des Staates zu sichern. Dazu ist die 
Neuverschuldung der öffentlichen Haushalte schnellstmög- 
lich zu begrenzen und mittelfristig zu reduzieren. 

— Die Steuereinnahmen werden durch eine konsequente 
Wachstums- und Beschäftigungspolitik gesteigert. 

— Die Ausgaben des Staates sind konjunkturgerecht zu 
begrenzen und zu reduzieren, durch Abbau überflüssiger 
Steuersubventionen, Schließen von Steuerschlupflöchern, 
durch degressive Ausgestaltung neuer Subventionen, Sub- 
stitution verlorener Zuschüsse durch Kredite, wo immer 
dies möglich ist, Kürzung der Rüstungsausgaben und Ein- 
sparungen bei den Personalausgaben. 

— Durch eine steuerliche Förderung der Vermögensbildung 
in Arbeitnehmerhand werden den Unternehmen zusätz- 
liche Mittel für Investitionen zur Verfügung gestellt. 

— Ausgaben und Einnahmen werden so aufeinander abge- 
stimmt, daß die Steuer- und Abgabenquote mittelfristig 
stabilisiert und längerfristig reduziert werden kann. 

Deutschland braucht einen Neuanfang in der Wirtschaftspoli- 
tik. Die Wettbewerbsfähigkeit und Leistungskraft der Wirt- 
schaft ist umfassend zu stärken, wenn deutsche Unternehmen 
auf den Weltmärkten bestehen wollen. Dafür müssen Innova- 
tionen für die Zukunft, für eine sozial gerechte und ökologisch 
verträgliche Entwicklung von Wirtschaft und Gesellschaft ent- 
schlossen vorangebracht werden. Ein stabiler Geldwert und 
die Gesundung der Staatsfinanzen müssen Wohlstand und 
politische Handlungsfähigkeit sichern. Die Aufgaben der 
Zukunft können nur solidarisch bewältigt werden. Jeder muß 
nach seiner Leistungsfähigkeit dazu beitragen und dazu auch 
vorübergehend Verzicht leisten. Die Zukunftsvorsorge muß 
wieder mehr Gewicht gegenüber dem Gegenwartskonsum 
erhalten. 

Bonn, den 2. März 1994 
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